| 
DES KREISES JEDRZEJÖ\W. 
Nr. 36. Jedrzejöw, am 12, Dezeniker 1916. 
| 1. 
é 


Städteordnung für vierunddreißig Städte. 


Mit der Verordnung des k. u. k. Armeeoberkommandanten vom 18. August 1916, 


Nr. 65 (V. BI. Stück XXV) wurde folgendes angeordnet: 


Gik 
Geltungsbereich der Verordnung. 


Diese Städteordnung gilt für die Orte: 

Biłgoraj, Busk, Chęciny, Chełm; Chmielnik, 
Dąbrowa, Dubienka, Działoszyce, Hrubieszów, 
Janów, Jędrzejów, Konsk,. Kozienice, Krasno- 
staw, Kraśnik, Łęczna, Lubartów, Miechów, 


§ 2 
Stadtgebiet, 


Das Stadtgebiet wird, wenn es nicht mit 


dem Gemeindegebiete zusammenfällt, durch 
Verordnung des Militärgeneralgouvernements 
bezeichnet. 


Das Militärgeneralgouvernement ist er- 
mächtigt, ländliche Gebietsteile aus dem Stadt- 
gebiete auszuscheiden oder das Stadtgebiet 
auf Gebietsteile anderer Gemeinden aus- 
zudehen. 


Noworadomsk, Olkusz, _Opatöw, Opoczno, Die bei der Abgrenzung des Stadtgebietes 
Ostrowiec, Pinczów, Przedbórz, Pulawy, San- | erübrigenden Teile von Gemeindegebieten 
domierz, Staszów, Szczebrzeszyn, Szydłowiec, | werden vom Militärgeneralgouvernement mit 
Tomaszów, Włoszczowa, Wierzbnik, Zamość. anderen Gemeinden vereinigt oder als selbstän- 
f Der Militärgeneralgouverneur ist ermäch- dige Gemeinden erklärt, 
tigt, den Geltungsbereich dieser Verordnung Vor. einer. Entscheidung ‚im- ‚Sinne ‚dieses 
auch auf andere Orte auszudehnen oder ein- | Paragraphen sind. die Vertretungen der, betei- 
Bere. ‚Pan MEN. ARR, EISEN satz PERN. | ligten Gemeinden sowie Vertrauensmänner je- 
neten Orten aus dem Geltungsbereiche dieser ner Einwohner zu hören, deren Grundbesitz 
Verordnung auszuscheiden und der Städteor- | „der Wirtschaftsbetrieb von der Gebietsabgren- 
dnung für Städte Kielce, Lublin, Piotrków, | a bariki Sa 
Radom zu unterwerfen. | B na j 
Jeder dieser Orte bildet eine eigene Stadt- | ‚Öffentlich-rechtliche ‚Beschränkungen der 
a gemeinde. | Verfügungsfreiheit über Bauerngründe (Grunta 


ukazowe) sind durch die Einbeziehung der 
betreffenden Liegenschaft in das Stadtgebiet 
aufgehoben. 


$ 3. 
Gemeindemitglieder. 


Mitglieder einer Stadtgemeinde sind. alle 
Personen, die die Staatsangehörigkeit im Kö- 
nigreiche Polen besitzen und im Stadtgebiete 
ihren ordentlichen Wohnsitz haben. | 

Angehörige der österreichisch-ungarischen 
oder einer verbündeten Wehrmacht sowie An- 
gestellte der österreichisch-ungarischen Militär- 
verwaltung, die im Stadtgebiete ihren Amtssitz 
haben, ohne Gemeidemitglieder zu sein, sind 
von allen Gemeindelasten befreit. 


Öse 
Stadtvertretung (Stadtrat). 


Die Vertretung der Stadtgemeinde obliegt 
dem Stadtrate. 

Der Stadtrat besteht in Städten mit höch- 
$tens zehntausend Einwohnern aus vierund- 
zwanzig, in Städten mit mehr als zehntausend 
Einwohner aus zweiunddreißig Stadträten. Die 
Stadträte werden von den Gemeindemitgliedern 
nach Maßgabe dieser‘, Verordnung‘; und: ‚der 
besonderen Wahlordnungen gewählt. 


I 
„Stadtverwaltung (Magistrat). 


Die Yawallag der Ben obliegt 
dem Magistrate... 

‚Der. ‚Magistrat besteht aus. dem ‚Bürger- 
meisten, seinem: Stellvertreter und. vier Beisit- 
zern. Die Mitglieder des ‚Magistrates werden 
vom Stadtrate gewählt. Zum Bürgermeister 
und zu seinem Stellvertreter kann jede in einer 
Stadt Polens, zum Beisitzer jede in der betref- 
fehden Stadt wählbare Person gewählt werden. 
Die Wahl des Bürgermeisters und seines 
Stellvertreters bedarf der Bestätigung des Mi- 
ir aa 
oz 3 Der Bürgermeister und, bei seiner Ver- 
hinderung, sein” Stellvertreter ‘ist ‘Leiter des 
Magistrates und Vorsitzender des Stadtrates. 


§ 6. 
Wirkungskreis des Stadtrates. 


Der Wirkungskreis des Stadtrates umfaßt 
die--Wahrnehmung: der: wirtschaftlichen, hygie- 
nischen und kulturellen Interessen- der  Ge- 
meinde — somit insbesondere die Verwaltung 
des eigenen Vermögens, den Schutz und die 
Ausgestaltung von Handel und Verkehr, die 


Versorgung der Bevölkerung mit Lebensmitteln i 


und den notwendigen Bedarfsartikeln, das 
Marktwesen, städtische Bauwesen, die Her- 
Stellung und Instandhaltung von Verkehrs- 
wegen und Kommunikationen, \Wasserversor- 


` güng, Beleuchtungs- und Abzugsanlagen, As- 


sanierung, Errichtung und Erhaltung 
Krankenanstalten, Überwachung des Gesund- 
heitszustandes, ‘Armenwesen, Förderung der 
Volksbildung usw., einschließlich der Hand- 


von 


habung der Ortspolizei in diesen Angelegen- 


heiten. 

Der Stadtrat hat seine Beschlüsse 
Beobachtung der bestehenden Gesetze, der 
Verordnungen des Armeeoberkommandanten 
und des Militärgeneralgouvernements sowie 
der gesetzmäßigen Verfügungen der k. u. k. 
Behörden und Kommandos zu fassen. Unbe- 
schadet dieser Vorschriften kommt den inner- 
halb ihres Wirkungskreises gefaßten Beschlüs- 
sen der Stadtvertretung volle Rechtsgültigkeit zu. 

Der Genehmigung der k. u..k. Militärver- 
waltung bedürfen jedoch Beschlüsse wegen: 


a) Festsetzung des Gemeindebudgets; 
b) Festsetzung der Stadtregulierungspläne; 


c) Veräußerung oder Belastung von Lie- 
genschaften oder Kapitalien; 


d) Übernahme einer dauernden Verpflich- 
tung im Geldwerte von jährlich mehr als tau- 
send Kronen; 


mit 


e) Einführung von Gemeindeumlagen oder 
anderen Abgaben; 


f) Vorbehaltes bestimmter Rechte zu Gun- 
sten der Stadtgemeinde (städtische Anstalten 
und Unternehmungen); 


g) Festsetzung der Geschäftsordnung für 
die Stadtverfretung und für die Stadtverwal- 
tung sowie der Dienstverhältnisse der Ge- 
meindeorgane. 


Zur Entscheidung über die. Erteilung der 
Genehmigung ist berufen: 


das Kreiskommando: in den ‚Fällen der 
Punkte a) und b), ‚des Punktes: c), wenn der 
Geldwert des veräußerten Gegenstandes oder 
die Belastung nicht mehr als zwanzigtausend 
Kronen im ‚Jahre beträgt, des Punktes .d), wenn 
der Geldwert der Verpflichtung nicht mehr 
als fünftausend Kronen beträgt; 


das Militärgeneralgouvernement in allen 
anderen unter c) bis g) bezeichneten Fällen. . 


Alle Beschlüsse, auf Grund deren Rechte 
oder Pflichten von Privatpersonen begründet 
werden, sind dem Kreiskommando zur Kennt- 
nis zu bringen und werden in ortsüblicher 
Weise kundgemacht. ` het enl 


J 


Der Stadtrat kann überdies in allen An- 
gelegenheiten, die das Interesse der Stadtge- 
meinde berühren, — auch wenn sie nicht im 
seinen Wirkungskreis fallen — Anträge stellen 
oder Gutachten abgegeben und ist hiezu auf 
Verlangen des Militärgeneralguvernements oder 
des Kreiskommandos verpflichtet. 


87. 
Wirkungskreis des Magisrtates. 


Der Wirkungskreis des Magistrates um- 
faßt die Durchführung der Beschlüsse des 
Stadtrates und die Mitwirkung an der öffent- 
lichen Verwaltung gemäß den Gesetzten, Ver- 


© ordnungen des Armeeoberkommandanten oder 


des Militärgeneralgouvernements sowie den 
jeweiligen gesetzmäßigen Anordnung der k. u. k. 
Militärverwaltung. 


§ 8. 
Wahlrecht. 


Erfordernisse des Wahlrechtes sind: 

. das vollendete 25. Lebensjahr; 

. männliches Geschlecht; 

. Vollgenuß der bürgerlichen Rechte; 


4. Staatsangehörigkeit im Königreiche 
Polen; 


5, ordentlicher Wohnsitz im Stadtgebiete 
seit wenigstens einem Jahre vor dem Tage 
der Wahlausschreibung; 


6. Unbescholtenheit. 


Der ordentliche Wohnsitz (Punk 5) wird 
durch eine Abwesenheit nicht unterbrochen, 
die durch kriegerische Ereignisse erzwungen 
oder notwendig gemacht wurde. 

Unbescholten (Punkt 6) im Sinne dieser 
Verordnung ist, wer nicht wegen eines Ver- 
brechens, wegen eines aus Gewinnsucht oder 
gegen die öffentliche  Sittlichkeit begangenen 
Vergehens oder einer solchen Übertretung 
verurteilt wurde. Die wegen eines Verbrechens 
verurteilten Personen werden nach Ablauf von 
zehn Jahren, die wegen eines Vergehens oder 
einer Übertretung verurteilten Personen nach 
Ablauf, von fünf Jahren nach dem Ende oder 
der rechtskräftigen Nachsicht der Strafe wieder 
als unbescholten betrachtet. 

Das Militärgeneralgouvernement kann Per- 
sonen, die durch feindselige Haltung gegen 
die österreichisch-ungarische Monarchie oder 
das pölnische Volk, durch agitatorische Tätig- 
keit oder Verbreitung beunruhigender Gerüchte 


Q N = 


die öffentliche Ordnung stören, vom Wahlrech- 
te ausschließen. 


8:9. 
Wählbarkeit. 


Wählbar ist jeder Wahlberechtigte, der die 
polnische Sprache in Wort und Schrift be- 
herrscht und das 30. Lebensjahr vollendet hat. 


§ 10. 
Wahlkurien. 


Zur Wahl des Stadtrates werden die 
Wahlberechtigten in vier Kurien geteilt, von 
denen jede in Städten mit höchstens zehn- 
tausend Einwohnern sechs Stadträte undsechs 
Ersatzmänner, in Städten mit mehr als zehn- 
tausend Einwohnern acht Stadträte und acht 
Ersatzmänner wählt. 


Die I. Kurie umfaßt: jene Wahlberechlig- 
ten, die Handel oder Gewerbe treiben; 


die H. Kurie umfaßt: jene Wahlberechtig- 
ten, die Eigentümer einer Liegenschaft im 
Stadtgebiete sind; wahlberechtigt ist für jede 
Liegenschaft nur die in !den öffentliche Bü- 
chern als Eigentümer eingetragene, :bei meh- 
reren Eigentümern die von den anderen be- 
vollmächtigte Person; 


die II. Kurie umfaßt: jene Wahlberech- 
tigten, die eine Mittelschule absolviert haben 
oder denen innerhalb eines Jahres vor der 
Wahl im Stadtgebiete eine Wohnungssteuer 
vorgeschrieben ist; 


die IV. Kurie umfaßt: jene Wahlberech- 
tigten, die nicht in einer der drei früher ge- 
nannten Kurien wahlberechtigt sind. 

Wenn bezüglich eines Wählers die Vor- 
aussetzungen der Zugehörigkeit zu mehreren 
Kurien zutreffen, so ist er nur in der in obiger 
Aufzählung früher bezeichneten Kurie wahl- 
berechtigt. 


§ 11. 


Juristische Personen. 


Juristische Personen, bezüglich deren die 
Voraussetzungen der Zugehörigkeii zur I. oder 
Il. Kurie ($ 10) zutreffen, sind wahlberechtigt, 
wenn ihr Bestand von der k. u. k. Militärver- 
waltung zur Kenntnis genommen wurde und 
sie im Stadtgebiete ihren Sitz oder eine Zweig- 
niederlassung haben; ihr Wahlrecht kann nur 
durch ein Mitglied ihrer Vertretung ausgeübt 


werden; das den "Voraussetzungen des $ 8 
entspricht. 


g 12. 
Personen unter 25 Jahren, Frauen, 
Handlungsunfähige. 


Personen, die nur wegen Abganges der 
in & 8, Punkt 1, 2 oder 3, aufgezählten Er- 
fordernisse des Wahlrechtes nicht _ wahl- 
berechtigt wären und bezüglich deren die Vor- 
aussetzungen der Zugehörigkeit zur I. oder Il. 
Kurie ($ 10) zutreffen) sind wahlberechtigt; 
ihr Wahlrecht kann nur durch einen Vertreter 
ausgeübt werden, der den Voraussetzungen 
des §'8 entpricht. 


§ 13. 
Amtsdauer. 


Die Stadtvertretung und Stadtverwaltung 
(Stadtrat und Magistrat) sind zur Ausübung 
ihres Amtes. durch drei Jahre vom Tage der 
Verkündung des Wahlergebnisses an befugt. 

Die Stadtverwaltung führt nach Ablauf 
der: Amtsdauer ihr Amt bis zum Amtsantritte 
der neuen Stadtverwaltung weiter. 

Das Militärgeneralgouvernement kann. vor 
Ablauf der Amtsdauer die Stadtvertretung ‚auf- 
lösen oder nur die Organe der Stadtverwal- 
tung entheben und trifft in diesen Fällen die 
notwendigen Anordnungen wegen Fortführung 
der städtischen Angelegenheiten. 


§ 14. 
Erstmalige Bildung der Stadtvertretung, 
Wahlordnungen. 

Bei der erstmaligen Bildung der Stadt- 
vertretung werden die Stadträte und Ersatz- 
männer vom Kreiskommando für die Dauer 
eines Jahres ernānnt. Der Stadtrat wählt für 


seine Amtsdauer nach den Bestimmungen des 
$ 5 den Magistrat. 

Das Militärgeneralgouvernement ist er- 
mächtigt, die ersten Wahlen sowie den Amts- 
antritt der gewählten Stadtvertretung in einzel- 
nen oder allen’ Städten auch vor Ablauf der 
im ersten Absatze bezeichneten Amtsdauer 
anzuordnen. 

` Die Vorschriften für die Ausschreibung 
und Durchführung der Wahlen werden durch 
Verordnung des Militärgeneralgouvernements 
erlassen. 


| 


§ 15. 
Mandatsverlust und Ersatz von Mitgliedern. 


Das Amt eines Mitgliedes der Stadtver- 


tretung oder der Stadtverwaltung erlischt durch _ 


Verlust des Wahlrechtes (§ 8). 

Wenn während der Amtsdauer (§ 13 oder 
§ 14) ein Mitglied der Stadtvertretung durch 
Tod, Erlöschen oder sonstigen Verlust des 
Amtes wegfällt, tritt ein Ersatzmann derselben 
Kurie an seine Stelle. Die Reihenfolge ‚des 
Eintrittes der Ersatzmänner wird durch die 
Wahlordnungen geregelt. 

Beim Wegfalle der halben Zahl von Mit- 
gliedern und Ersatzmännern aus einer Kurie 
wird die fehlende Zahl von Mitgliedern und 
Ersatzmännern in dieser Kurie neugewählt. 

Wenn während der Amtsdauer ($ 13 oder 
§ 14) ein Mitglied der Stadtverwaltung durch 
Tod, Erlöschen oder sonstigen Verlust des 
Amtes wegfällt, hat der Stadtrat gemäß § 5 
eine Neuwahl vorzunehmen. 


$ 16. 
Amtssprache. 


Die Amtssprache des Stadtrates, des Ma- 
gistrates sowie aller ihrer x ist die pol- 
nische Sprache. 

Alle Stadtgemeinden müssen jedoch auch 
Anbringen und Zuschriften in deutscher : Spra- 
che, die Stadtgemeinden in den Kreisen Chełm, 
Hrubieszów und Tomaszów überdies. Anbrin- 
gen und Zuschriften in ukrainischer Sprache 
unterschiedlos in Behandlung nehmen. 


s 17, 
Strafrecht des Bürgermeisters. 


Der Bürgermeister kann bei Übertretungen 
der seiner Durchführung übertragenen Vor- 
schriften und Anordnungen an Stelle des Kreis- 
kommandanten Geldstrafen bis zu zweihundert 
Kronen oder Arreststrafen bis zu vierzehn Ta- 
gen androhen und verhängen. 

Die Protokolle über die Strafverhandlun- 
gen und die Ausweise über die Verwendnung 
der Strafbeträge hat der Bürgermeister dem 
Kreiskommando nach Ablauf von je drei Mo- 
naten vorzulegen. 

Der Bürgermeister kann auf Gründ der 
Anzeige eines Organes der Ortspolizei oder 
der k. u. k. Militärverwaltung Strafverfügungen 
im Sinne der Verordnung des Armeeoberkom- 
mandanten vom 19. August 1915, Nr. 30 
V. BI., erlassen. 


Ben NE ne 


Für das Strafrecht des Bürgermeisters 
gelten die Artikel I, IH, IV und V der erwähn- 
ten Verordnung. 


§ 18. 
Angelobung. 


Der Bürgermeister, sein Stellvertreter und 
die Beisitzer leisten beim Amtsantritte in die 
Hände des Kreiskommandanten oder seines 
Stellvertreters durch Handschlag das Gelöbnis, 
ihre Pflichten treu zu erfüllen, nach Recht, 
Gesetz und Gewissen vorzugehen und ihre 
Arbeit dem Wohle des ihnen anvertrauten 
Gemeinwesens zu widmen. 

Die Stadträte leisten dasselbe Gelöbnis in 
der ersten Beratung, an der sie teilnehmen, 
in die Hände des Vorsitzenden. 


§ 19. 
Aufsichtsrecht. 


Das Kreiskommando hat darüber zu wa- 
chen, daß der Stadtrat und der Magistrat ihren 
Wirkungskreis nicht überschreiten, die gesetz- 
lichen Vorschriften strengstens beobachten und 
die ihnen überwiesenen Aufgaben getreu er- 
füllen. 

Wenn die Organe der Stadtgemeinde ihre 
Pflichten nicht erfüllen, sich Verletzungen ge- 
setzlicher Vorschriften zu Schulden kommen 
lassen oder die Aufgaben der Gemeinde ver- 
nachlässigen, hat die Stadtgemeinde die un- 
geeigneten Organe — mögen sie durch "Wahl 
oder Ernennung bestellt sein — zu entfernen 
und durch andere zu ersetzen. Wenn die Stadt- 
gemeinde dies unterläßt, kann das Militär- 
generalgouvernement den Bürgermeister oder 
seinen Stellvertreter, das Kreiskommando die 
sonstigen Gemeindeorgane entheben und ihre 
Aufgaben durch Organe der k. u. k. Militär- 


2. 


verwaltung versehen lassen. 

Die den öffentlichen Interessen dienenden 
Aufgaben der Gemeinde kann das Militär- 
generalgouvernement, in dringenden Fällen das 
Kreiskommando jederzeit durch Organe der 
k. u. k. Militärverwaltung versehen lassen. 
Diese Bestimmung findet auf die Vermögens- 
verwaltung der Gemeide keine Anwendung. 


§ 20. 
Beschwerderecht. 


Gegen jede die Stadtvertretung oder die 
Stadtverwaltung betreffende Verfügung des 
Kreiskommandos steht die Berufung an das 
Militärgeneralgouvernement offen. Die Berufung 
ist vom Magistrate innerhalb vierzehn Tagen 
nach Zustellung des angefochtenen Bescheides 
oder nach Einleitung jener Maßnahme, durch 
die die Gemeinde sich verletzt erachtet, beim 
Kreiskommando einzubringen. 

Die Berufung hat insoweit aufschiebende 
Wirkung, als nicht öffentliche Interessen den 
Vollzug der angefochtenen Verfügung erfordern. 


S 21. 
Durchführungsmaßnahmen. 


Der Militärgeneralgouverneur ist ermäch- 
tigt, alle Maßnahmen zu treffen und alle Ver- 
ordnungen zu erlassen, die zur erfolgreichen 
Durchführung dieser Verordnung notwendig 
sind. 


§ 22. 
Wirksamkeitsbeginn. 


Diese Verordnung tritt mit dem 1. Ok- 


tober 1916 in Kraft. 


- Bestimmung der Gebiete der Städte: Busk, Chmielnik, Dabro- 
wa, Jedrzejöw, Ostrowiec, Sandomierz, Staszów, Szczebrzeszyn, 
Wierzbnik, Włoszczowa und Zamość. 


Mit der Verordnung des k. u. k. Militärgeneralgouvernements vom 21. Oktober 1916 Nr. 103 
(V. BI. des Militärgeneralgnuvernements Stück XVII) wurde folgendes angeordnet: 


s1. 
Die Gebiete der Städte: Busk, Chmielnik, 


| Staszów, Szczebrzeszyn, 
| czowa und Zamość werden mit Gültigkeit vom 


Dąbrowa, Jędrzejów, Ostrowiec, Sandomierz, 
Wierzbnik, Włosz- 


1. November 1916 in folgender Weise erwei- 
tert, bezw. bezeichnet; 


1. Das Gebiet der Stadt Busk erstreckt 
sich auf das Gebiet der Ortschaften Busk und 
Nadole; 


2. das Gebiet der Stadt Chmielnik wird 
auf die Ortschaften Przedkosciele (der Land- 
gemeinde Chmielnik) ausgedehnt; 


3. das Gebiet der Stadt Dabrowa wird 
auf das ganze Gebiet der Gemeinde Dabrowa 
erstreckt; 


4. das Gebiet der Stadt Jedrzejöw wird 
auf die im Westen der Stadt gelegenen nach 
dem Jahre 1864 aus dem Stadtgebiete ausge- 
schiedenen ehemaligen Gründe des Zisterzienser- 
klosters in Jędrzejów ausgedehnt; 


5. das Gebiet der Stadt Ostrowiec (Kreis 
Opatöw) wird auf nachstehende südlich der 
bisherigen Stadtgrenzen gelegenen Gebietsteile 
der Gemeinde Czestocice erweitert: Stawiny, 
Klimkiewiczöw, Filipöw, Karolinöw, Bolesta- 
wöw, Denkowski Staw, weiter auf jenen Teil 
der Ortschaft Oströwek, der bis zum Jahr 1866 
zur Stadt Ostrowiec gehört hat (konfiszierte 
katholische Kirchengüter), endlich auf alle in- 
nerhalb der bisherigen Stadtgrenze gelegenen, 
derzeit zur Gemeinde Czestocice gehörenden 
Parzellen. 


6. das Gebiet der Stadt Sandomierz wird 
auf die ganzen Gebiete der Ortschaften Za- 
wichostkie- Przedmieście (derzeit Gemeinde 
Dwikozy) und Krakowskie-Przedmiescie vel 
Kraköwka (aus der Gemeinde Samborzec) er- 
weitert, welche im Jahre 1903 aus dem Stadt- 
verbande ausgeschieden wurden; 


7. das Gebiet der Stadt Staszöw (Kreis 
Sandomierz) wird auf die bisher der Gemein- 
de Rytwiany angehörenden Ortschaften Sta- 
szöwek und Ksieza Wieś ausgedehnt; 


8. aus dem Gebiete der Stadt Szczeb- 
rzeszyn (Kreis Zamość) wird das Dorf Szpe- 
röwka ausgeschieden; dasselbe wird der Ge- 
meinde Radecznica einverleibt; 


9. das Gebiet der Stadt Wierzbnik um- 
faßt das bisherige Gebiet dieser Ortschaft; die 
übrigen 16 Ortschaften der bisherigen Ge- 
meinde Wierzbnik werden ausgeschieden und 
zu einer selbständigen Gemeindn „Styköw“ 
mit dem Sitze der Gemeindeverwaltnng in 
Styköw vereinigt; 

10. das Gebiet der Stadt Wloszczowa, zu 
der gegenwärtig auch Podzamcze gehört, wird 
auf das Gebiet des Dorfes Wloszc„öwka aus= 
gedehnt; 


11. das Gebiet der Stadt Zamość wird 


auf die Ortschaften‘ Janowice Male und Pod- 
topole der Gemeinde Zamść (Nowa-Osada) 
erweitert. 


S 2. 
Alle innerhalb der neuen Stadtgrenzen ge- 
legenen Bäuerngründe werden in die Stadt- 
gemeinden einverbleibt. 


$ 3. 


Die in die Stadtgebiete einbezogenen (Ort- 
schaftsteile) werden aus dem bisherigen Ge- 
meindeverbande ausgeschieden. Die bei der 
Abgrenzung der Stadtgebiete erübrigenden Tei- 
le der Gemeindegebiete verbleiben — mit Aus- 
nahme der Ortschaft Denköw (Gemeinde Czę- 
stoeice, Kreis Opatów), welche der Gemeinde 
Bodzechöw angegliedert wird, sowie der neu- 
geschaffenen Gemeinde Styköw (8 1, Pkt, 9) 
— weiter im bisherigen Gemeindeverbande. 


§ 4. 


Die Stadtgemeinde übernimmt mit dem 
Tage der Eingemeindung, die Rechte und 
Pflichten sowie das Vermögen und die Schul- 
den der eingemeindeten Ortschaften bezw. 
Ortschaftsteile; die erforderlichen Auseinander- 
setzungen haben die Kreiskommanden vor- 
zunehmen. 

Privatrechtliche Verpflichtungen und Ansprü- 
che der Stadtgemeinde bzw. der eingemein- 
deten Ortschaften (Ortschaftsteile) sowie be- 
stehende Konzessionen und erworbene Rechte 
Dritter werden jedoch durch die Eingemein- 
dung nicht berührt. 


85. 

Die eingemeindeten Ortschaften (Ortschafts- 
teile) unterliegen vom Tage der Eingemein- 
dung ab den für die betreffende Stadt gelten- 
den Vorschriften. 

Steuern und andere Abgaben sind aus 
den eingemeindeten Ortschaften (Ortschafts- 
teilen) bis Ende des Jahres 1916 in gleicher 
Höhe und an dieselben Kassen wie bisher zu 


entrichten. 


§ 6. 

Die bisherige Verwaltung und Vertretung 
der eingemeindeten Ortschaften bleibt bis zur 
Neuordnung der Verwaltung durch die betref- 
fende Stadt (Gemeinde) bestehen. Diese Neu- 
ordnung hat spätestens bis zum 1. Dezember 
1916 zu erfolgen. 


8 7. 


Die zuständigen Kreiskommanden haben 
noch vor Inkrafttreten dieser Verordnung die 


Grenzen des erweiterten Stadt- (Gemeinde-) 
Gebietes unter Zuziehung der interessierten 
Gemeinde-(Ortschafts-) und Stadtvertreter so- 
wie der daran besonders interessierten Besitzer 
von Wirtschafts- und Industriebetrieben an Ort 
und Stelle entsprechend den Bestimmungen 
des $ 1 festzusetzen und zu bezeichnen. 


Ihnen obliegt auch weiterhin die Sorge 
für die Erhaltung dieser Grenzen und die 
Entscheidung aller diesfalls entstehenden 
Streitigkeiten. 


3. 


§ 8. 


Die anläßlich der Erweiterung der Stadt- 
gebiete und Ausscheidung von einzelnen Ort- 
schaften (Ortschaftsteilen) aus ihrem bishe- 
rigen Gemeindeverbande erforderlichen Maß- 
nahmen wegen: Übertragung bezw. Berichti- 
gung der Bevölkerungsbücher und der von 
den Bürgermeistern und Gemeindevorstehern 
geführten Standesregister, wegen des Melde- 
wesens usw. haben die zuständigen Kreiskom- 
mandos zu treffen. 


Einführung der Fabriksinspektion im Okkupationsgebiete. 


Kundmachung des k. u. k. Militär-General-Gouvernements vom 12. September 1916 
(V. BI. des M. G. G. XVII. Stück Nr. 104.) 


1. Zwecks Überwachung der Durchfüh- 
rung aller durch die sozialpolitische Gesetz- 
gebung den in industriellen Unternehmungen 
angestellten Arbeitern zugestandenen Fürsorge- 
maßnahmen wird im Okkupationsgebiete der 
Fabriksinspektionsdienst eingeführt und dem- 
selben als integrierender Teil die Überwachung 
des Dampfkesselbetriebes angegliedert. 


Die Fabriksinspektion wird von einzelnen 
Fabriksinspektoren ausgeübt; für die Dampf- 
kesselüberwachung kommen außerdem autori- 
sierte Vereine und Zivilorgane in Betracht. 


Die Oberaufsicht üder beide Dienste führt 
der beim M.-G.-G. angestellte Fabriks-Ober- 
inspektor. 

2. Alle Rechte und Pflichten, welche laut 
den Bestimmungen des russischen Gewerbe- 
gesetzes für die Fabriksinspektion in Geltung 
standen, bleiben aufrecht. 


3, Für die Amtierung der Fabriksinspek- 
toren wird das Okkupationsgebiet vorläufig in 
zwei Aufsichtsbezirke geteilt und das Gebiet 
derselben wie folgt bestimmt: 


I. Aufsichtsbezirk mit dem Amtssitze in 
Lublin, die Kreise: Biłgoraj, Chełm, Hrubie- 
szöw, Janów, Kozienice, Krasnostaw, Lubar- 
tów, Lublin, Opatów, Puławy, Radom, San- 
domierz, Tomaszów, Wierzbnik und Zamość. 


Il. Aufsichtsbezirk mit dem Amtssitze in 
Kielce, die Kreise: Busk, Dabrowa, Jedrzejöw, 
Kielce, Konsk, Miechöw, Noworadomsk, Ol- 
kusz, Opoczno, Pińczów, Piotrków und Wło- 
szczowa, 


In Bezug auf die Dampfkesselüberwachung 


gilt im allgemeinen dieselbe Einteilung. Der 
Wirkungskreis der einzelnen Dampfkesselüber- 
wachungsvereine und der autorisierten Zivil- 
organe wird später bekanntgegeben werden. 


Den Dampfkesselbenützern bleibt es frei- 
gestellt, innerhalb der in Bezug auf die Dampf- 
kesselüberwachung getroffenen Rayonierung 
entweder den Fabriksinspektor, einen der für 
das Okkupationsgebiet autorisierten Vereine 
oder ein autorisiertes Privatorgan behufs Kon- 
trolle ihrer Dampfkessel in Anspruch zu neh- 
men. 


Die Dampfkesselüberwachung erfolgt im 
allgemeinen nach den bislang in Geltung ge- 
standenen Vorschriften. Allfällige Änderungen 
werden seinerzeit bekanntgegeben werden. 

4. Die Tätigkeit eines Fabriksinspektors 
umfaßt in der Regel alle Produktionsstätten 
(Betriebsanlagen, Fabriken und Manufakturen) 
des ihm zugewiesenen Aufsichtsbezirkes, wel- 
che die gewerbsmäßige bezw. fabriksmäßige 
Erzeugung von Waren bezwecken. 


Die Fabriksinspektoren unterstehen dem 
Fabriks-Oberinspektor und samt diesem dem 
M.-G.-G. 

5. Von dem Wirkungkreise der Fabriks- 
inspektoren sind ausgenommen: 

a) Private Bergbaubetriebe und Bergwerke; 

b) Eisenbahnbetriebe; 

c) die Torigewinnung. 

6. Die Aufgabe der Fabriksinspektoren 


gegenüber den Arbeitgebern und Arbeitneh- 
mern besteht in der Überwachung der Durch- 


führung der gesetzlichen, in der russischen 
Gewerbeordnung bezw. in den Verordnungen 
der k. u. k. Militärverwaltung präzisierten Vor- 
schriften, betreffend: 


a) Die Vorkehrungen und Einrichtungen, 
welche die Gewerbsinhaber zum Schutze des 
Lebens und der Gesundheit der Arbeiter, so- 
wohl in den Arbeitsräumen, als in den Wohn- 
räumen, falls sie solche beistellen, zu treffen 
verpflichtet sind; 


b) die Verwendung von Arbeitern, die 
tägliche Arbeitszeit und die periodischen Ar- 
beitsunterbrechungen; 


c) die Führung von Arbeiterverzeichnissen 
und das Vorhandensein von Dienstordnungen, 
die Lohnzahlungen nnd Arbeiterausweise; 


d) die Verwendung sowie die gewerbliche 
und die Schulausbildung der jugendlichen 
Hilfsarbeiter; 


e) das gegenseitige Verhältnis zwischen 
dem Fabrikanten und den Arbeitern. 
7. Der Fabriksinspektor hat den Kreis- 


kommanden bei der Handhabung der einschlä- 
gigen Bestimmungen der Gewerbeordnung als 
beaufsichtigendes und beratendes Fachorgan 
behilflich zu sein. 

Bei Gesuchen um Genehmigung von Be- 
triebsanlagen, oder von Änderungen an bereits 
genehmigten, ist, insoweit hiebei Rücksichten 
auf das Leben und die Gesundheit der Arbei- 
ter in Frage kommen, jederzeit das Gutachten 
des Fabriksinspektors einzuholen. 


8. Zur Erfüllung seiner Aufgabe hat der 
Fabriksinspektor sich durch fortlaufende Revi- 
sion der seiner Aufsicht unterstellten Unter- 
nehmungen, von den seinen Wirkungskreis be- 
rührenden Verhältnissen derselben, eingehende 
Kenntnis zu verschaffen. 


Er hat weiters zwischen den Interessen 
der Arbeitgeber einerseits und der Arbeitneh- 
mer anderseits, auf Grund seiner fachlichen 
Kenntnisse und amtlichen Erfahrungen, in bil- 
liger Weise zu vermitteln, und sowohl den Ar- 
beitgebern als auch den Arbeitnehmern gegen- 
über, eine Vertrauensstellung zu gewinnen, 
welche ihn in den Stand setzt, zur Anbahnung 
und Erhaltung guter Beziehungen zwischen den 
beiden Kategorien beizutragen. 


9, Den Exekutivorganen der Fabriks- 
inspektion wird das Recht eingeräumt, ihren 
dienstlichen, schriftlichen Parteienverkehr und 


denjenigen mit Behörden I. Instanz direkt be- 


werkstelligen zu dürfen, 


= 10. Die Beamten der Fabriksinspektion 
erhalten vom- M.-G.-G. amtliche Legitimationen 


und eine Amtsstampiglie mit der Aufschrift: 
„Der k..u. k. Fabriks-Oberinspektor“ bezw. 
„Der k. u, k. Fabriksinspektor“. 


11. Dem Fabriksinspektor ist, sobald er- 


sich als solcher, durch Vorzeigung einer vom 
M.-G.-G. ausgestellten Legitimation ausgewie- 
sen hat, der jederzeitige Eintritt, sowohl be 
Tag als auch bei Nacht, in allen Abteilungen 
der Gewerbeunternehmung, mit Ausnahme der 
den Verwaltungsmitgliedern gehörenden Woh- 
nungen (wenn diese Personen von den Arbei- 
tern abgesondert wohnen), wie nicht minder 
in alle bei der Fabrik bestehende, für Arbeiter 
bestimmte Einrichtungen — (Wohnungen, Spi- 
täler, Asyle, Kinderasyle, Krippen, Schulen, 
Badezimmer, Verkaufsstellen usw.) — gestattet. 


Demgemäß ist die Legitimation sowohl 
für die Portiere, wie auch für alle, einzelnen 
Fabriksabteilungen vorstehende Personen (Mei- 
ster, Werkführer usw.) bindend. 


Der Gewerbeinhaber oder dessen Stellver- 
treter sind berechtigt, den Fabriksinspektor bei 
der Inspektion zu begleiten. 


Der Fabriksinspektor hat die Befugnis, 
jede Person, welche in der Unternehmung be- 
schäftigt ist, auch die Gewerbsinhaber oder 
dessen Stellvertreter überall, wo der Arbeits- 
betrieb der betreffenden Unternehmung statt- 
findet, über die in seinen Wirkungskreis ein- 
schlagenden Agenden, nötigenfalls ohne Zeu- 
gen, jedoch tunlichst ohne Störung des Betrie- 
bes zu vernehmen. 


Über Verlangen des Fabriksinspektors sind 
die Gewerbeinhaber oder deren Stellvertreter 
verpflichtet, die auf ihre Betriebsanlage be- 
züglichen Genehmigungsurkunden, nebst den 
dazu gehörigen Plänen und Zeichnungeu, vor- 
zuweisen. 


12. Findet der Febriksinspektor, daß in 
einem, ihm unterstehenden Betriebe jene Be- 
stimmungen, welche in den Bereich seiner 
Wirksamkeit ($ 6) fallen, nicht gehörig ge- 
handhabt werden, so hat er die sofortige Ab- 
stellung derartiger Gesetzwidrigkeiten oder 
Übelstände vom Gewerbeinhaber zu verlangen 
und im Weigerungsfalle, bezw. wenn die näch- 


ste Revision ein in Bezug auf die gestellten 


Forderungen negatives Resultat ergebenen soll- 
te, eine Anzeige an das zuständige Kreiskom- 
mando, behufs Einleitung der ordentlichen 
Amtshandlung zu erstatten. 


Die Kreiskommanden haben ihre Verfü- 
gungen über die vom Fabriksinspektor erstat- 
teten Anzeigen sofort dem Fabriksinspektor 
mitzuteilen, welchem es freisteht, gegen die ge- 
troffene Entscheidung beim M.-G.-G. Einspruch 


zu erheben, welcher die Wirkung hat, daß 
diese Angelegenheit zur höheren Entscheidung 
vorgelegt werden muß. 


13. Wenn eine der im $ 11 bezeichneten 
Personen dem Fabriksinspektor den Eintritt in 
die zu inspizierenden Lokalitäten verweigert, 
sich der von ihm verlangten Aussage entzieht 
oder andere davon abhält, falsch aussagt oder 
andere zu einer falschen Aussage zu bewegen 
sucht. endlich wenn der Gewerbsinhaber oder 
sein Stellvertreter-die auf ihre Betriebsanlage 
bezüglichen Genehmigungsurkunden, Pläne 
oder Zeichnungen vorzuweisen verweigert, SO 
macht sich der Betreffende, sofern nicht der 
Tatbestand einer nach dem allgemeinen Ge- 


4. 


setze zu ahndenden Handlung vorliegt, einer 
Übertretung schuldig und wird von dem zu- 
ständigen Kreiskommando nach Maßgabe der 
Vorschriften der Gewerbeordnung bestraft. 


14. Die Fabriksinspektoren sind durch 
ihren Amtseid zur Geheimhaltung der zu ihrer 
Kenntnis gelangten Geschäfts- und Betriebs- 
verhältnisse verpflichtet, namentlich haben sie 
über die ihnen vonden Gewerbsunternehmern 
als geheim bezeichneten technischen Einrich- 
tungen, Verfahrungsweisen und etwaige Eigen- 
tümlichkeiten des Betriebes das strengste Ge- 
heimnis zu bewahren. 


Handelsverkehr mit landwirtschaftlichen Haustieren. 


Mit Verordnung des k. u. 


k. Militärgeneralgouvernements vom 12. November 1916 


(V. Bl. des M. G. G. XVIII. Stück Nr. 106) wurde folgendes angeordnet: 


Sl. 
Handelskonzession. 


Zum gewerbsmäßigen Handel mit Pferden 
Eseln, Maultieren, Rindern und Schweinen, ist 
die Bewilligung (Konzession) des Kreiskom- 
mandos notwendig, in dessen Amtsgebiete der 
Betrieb stattfinden soll. 

Das Gewerbe darf auf Grund derselben 
Konzession nur im Amtsgebiete des Kreiskom- 
mandos ausgeübt werden, das die Konzession 
erteilt hat. 

Über die Bewilligung wird eine Urkunde 
(Konzessionsurkunde) ausgestellt. 


82. 
Überfuhrbewilligung. 


Der Transport, der Trieb, das Führen 
sowie jede sonstige Beförderung der im § 1 
bezeichneten Tiere aus einem Kreise in einen 
anderen (Überfuhr) dar! nur mit Bewilligung 
( Überfuhrbewilligung ) des Kreiskommandos 
erfolgen, aus dessen Amtsgebiete die Tiere 
ausgeführt werden sollen. 

Im Gesuche um die Überfuhrbewilligung 
muß der Zweck der Ausfuhr, der Bestimmungs= 
ort, die Zahl und Gattung der auszuführenden 
Tiere und die Gemeinde, aus der die Tiere 
ausgeführt werden sollen, angegeben sein. 


83. 


Vidierung der Bewilligungsurkunde. 


Auf Grund der Überfuhrbewilligung darf 
die Ausfuhr erst erfolgen, nachdem hievon 
beim Kreiskommando des Ausfuhrortes Mel- 
dung erstattet wurde. Die Meldung wird vom 
Kreiskommando auf der Bewilligungsurkunde 
unter Angabe des Datums des Abtriebes und 
der Zahl der abgetriebenen Tiere bestätigt. 


S A. 
Strafbestimmungen. 


Übertretungen dieser Verordnung werden 
vom Kreiskommando nach Artikel II, $ 1, der 
Verordnung des Armee-Oberkommandanten vom 
19. August 1915, Verordnungsblatt Nr. 30, an 
Geld bis zu zweitausend Kronen oder mit Ar- 
rest bis zu sechs Monaten bestraft. Neben der 
Strafe kann auf Gruud der Verordnung des 
Armee-Oberkommandanten vom 8. September 
1916, Verordnungsblatt Nr. 68, $ 1, Punkt 4, 
der Verfall jener Tiere verfügt werden, deren 
Behandlung den Gegenstand des Straferkennt- 
nisses bildet und die im Besitze des Verurteil- 
ten stehen. 


S5. 
Aufhebung älterer Vorschriften. 


Die bestehenden Vorschriften über den 


Handelsverkehr mit landwirtschaftlichen Haus- 
tieren sind aufgehoben. Lizenzen und Bewil- 
ligungen, die auf Grund der aufgehobenen 
Vorschriften ausgestellt wurden, sind ohne 
rechtliche Wirkung. 

Die veterinärpolizeilichen Vorschriften blei- 
ben. durch die gegenwärtige Verordnung un- 
berührt. 


9. 


§ 6. 
Wirksamkeitsbeginn. 


Die: Verordnung tritt mit dem Tage der 
Verlautbarung in Kraft. 


Verbrauchsabgabe für Zündhölzer. 


(Verordnung des k. u. k. Armeeoberkommandanten vom 20. Oktober 1916 Nr. 72) 
(V. Bl. Stück XXIX) 


81. 


Die nach den geltenden Landesgesetzen 
einzuhebende Verbrauchsabgabe beträgt für 
Zündhölzer in Behältnissen bis zu 75 Stück 
Inhalt eine Kopeke, in Behältnissen von mehr 
als 75 Stück Inhalt je eine weitere Kopeke für 
weitere je 75, Stück und) für- die- erübrigende 
Zahl von weniger als 75 Stück. 


82. 


Die. Verbrauchsabgabe wird durch den 
Ankauf amtlich ausgegebener Schleifen entrich- 
tet. Auf jedem Behältnisse muss bevor es in 
Verkehr gesetzt wird, eine solche Schleife an- 
gebracht sein. 

Die Anbringung der Schleife erfolgt je 
nach Verfügung des Militärgeneralgouvernements 
durch den Erzeuger innerhalb der Erzeugungs- 
stätte oder an bestimmten durch Kundmachung 
des Militärgeneralgouvernements bezeichneten 
Orten, an die eingeführte Zündhölzer von der 
Grenze unter Zollverschluss gebracht werden. 

Zündhölzer, die nicht mit der vorgeschrie- 
benen Schleife versehen sind, dürfen nicht in 
Verkehr gebracht oder feilgehalten werden. 


83. 


Die im Okkupationsgebiete vorhandenen 
Vorräte an Zündhölzern müssen bis zum- 10. 
November 1916 beim Kreiskommando, in des- 
sen Amtsgebiete sie lagern, angemeldet und 
bis zum 1. Dezember 1916 nach §§ 1 und 2 
versteuert werden. 


Ausgenommen von der Anmeldepflicht 
sind die nicht zur Veräusserung bestimmten 
Vorräte, wenn die Zahl der Behältnisse zwan- 
zig Stück und die Zahl der Zündhölzer zwei- 
tausend Stück nicht übersteigt. 

Die Anmeldung wird bescheinigt. Nach 
der Anmeldung dürfen die Zündhölzer nicht 
von ihrem Lagerungsorte weggebracht werden. 


§ 4. 


Übertretungen dieser Verordnung werden 
vom Kreiskommando soferne die Handlung 
nicht unter strengere Strafbestimmung fällt, 
mit Geldstrafen bis zu fünftausend Kronen 
oder mit Arrest bis zu sechs Monaten bestraft. 

Neben der Feiheitsstrafe kann Geldstrafe 
bis zu dreitausend Kronen verhängt werden. 

Neben der Strafe ist der Verfall der Zünd- 
hölzer und Behältnisse auszusprechen, deren 
Behandlung den Gegenstand des Straferkennt- 
nisses bildet. 


§ 5. 


Die bestehenden Landesgesetze über die 
Verbrauchsabgabe für Zündhölzer bleiben in- 
soweit in Kraft, als sie mit den Vorschriften 
dieser Verordnung vereinbart sind. 


§ 6. 


Diese Verordnung tritt mit dem 1.Novem- 
ber 1916: in Kraft. 


6. 


Verordnung des k. u. k. Militärgeneralgouverneurs vom. 10. No- 
vember 1916, betreffend die Regelung des Verkehrs in Rohharz, 
Harzprodukten und Podukten der Holzdestillation: 


Auf Grund des- Befehles. des k. ù, k. Armeeoberkommandos M. V. Nr. 97377/P 
vom 15. September 1916 wird verordnet wie folgt: 


9 T 
Harzgewinnung. 


Die Harzgewinnung in Privatforsten er- 
folgt nach den Vorschriften und unter der 
Kontrolle der Forst- und Güterdirektion des 
Militärgeneralgouvernements. 

Waldbesitzer, welche die Harzgewinnung 
betreiben oder zu betreiben beabsichtigen, ha- 
ben dies im Wege des zuständigen Kreiskom- 
mandos der Rohstoffzentrale des M.-G.-G. 
zu melden. 


§ 2. 


Verarbeitung von Rohharz und Destillation 
des Holzes. 


Die Verarbeitung von Rohharz und die 
Holzdestillation in privaten Betrieben erfolgen 
nach den Vorschriften und unter der Kontrolle 
der Rostoffzentrale des M.-G:-G. 

Die Inhaber solcher Betriebe 
selben im Wege des zuständigen 
mandos der Rohstofizentrale des 
anzumelden. 


haben die- 
Kreiskom- 
M.-G.-G. 


§ 3. 
Abgabe von Rohharz, Harzprodukten und 
Produkten der Holzdestillation. 


Rohharz (Pech, Terpentin usw.) jeder Art, 
Harzzprodukte jeder Art, wie Kolophonium 
(Terpentinharz usw.), Terpentin dick, Harzöl, 
Abfall-, Brauer- und Weißpech, ferner Kienöl, 
Terpentinöl, roh und destilliert, holzessigsaurer 
Kalk, Holzteer, Holzpech und Holzkohle dürfen 
nur an die Rohzstoffzentrale des M.-G.-G. 
oder an die von dieser vorgeschriebenen Stel- 
len abgegebenen werden. 

Der freie Verkauf dieser Produkte ist nur 
auf Grund einer besonderen Bewilligung der 


Rohstoffzentrale des M.-G.-G. statthaft. Der 
Verbrauch von Holzkohle als Brennmaterial ist 
den Betriebsinhabern untersagt. Der bei der 
Holzdestillation abfallende Holzessig‘ ist auf 
holzessigsauren Kalk zu verarbeiten. 


Ss4. 
Lieferungsschlüsse.. 


Insoweit die Erfüllung eingegangener- Lie- 
ferungsverbindlichkeiten in Widerspruch mit 
den Vorschriften dieser Verordnung steht, ist 
sie untersagt. 


85. 
Höchstpreise. 


Die Übernahme von Harz, Harzprodukten 
und Produkten der Holzdestillation durch die 
Rohstoffzentrale des M.-G.-G. und die von ihr 
vorgeschriebenen Stellen. erfolgt zu den fol- 
genden Höchstpreisen: 


A) Harz: 
Scharrharz(Scharrpech) für 100:rkg K 80.-- 


Rinnharz (Rinnpech) „100 „ „ 110— 
B) Kolophonium: 
dunkle Ware < 100%, „ BI- 
helle gereinigte Ware der 
handelsüblichen Marken: 
rn „100 „ „ 150.— 
J „100 „ „ 160.— 
K „100 „„168.— 
M-N bis W G „ 1007, „.175.— 
W W und heller „ 100 „ „.180.— 
C) Terpentinöl: 
gewöhnliches „100 „ „280. 
destilliertes 100, i SOO 
D) Terpentin dick „. 100, roS 
E) Brauerpech „108%, :; 155. 
F) Weißpech HR 5 RER 
G) Abfallpech „10, , 698- 


H) Holzteer . für 100 kg K 15.— 


J) Holzpech „ 100 55:18, 
K) Holzkohle a A DAA 10. 
L) Holzessigaurer Kalk für 

100°/, kg Calciumacetat A ae 


Diese Höchstpreise haben die Lieferung 
einer von fremden Beimengungen freien Ware 
guter Qualität zur Voraussetzung und gelten 
für 100 kg netto ab Verladestation einschließ- 
lich Verpäckungskosten. 


| $ 6. 
Auskunfts- und Anzeigepflicht. 


Jeder Besitzer und Verwahrer von Roh- 
harz, Harzprodukten und Produkten der Holz- 
destillation ist verpflichtet, seine Vorräte in- 
nerhalb 14 Tagen nach Verlautbarung dieser 
Verordnung der Rohstoffzentralle des M.-G.-G. 
im Wege des zuständigen Kreiskommandos 
anzuzeigen und derselben sowie den von ihr 
entsendeten Organen alle geforderten Auskünfte 
zu erteilen und alle verlangten Nachweise vor- 
zulegen. 

Die Unternehmungen, welche Rohharz ge- 
winnen, Rohharz verarbeiten oder die Holz- 
destillation betrieben, haben am 1. und 16. 
j. M. der Rohstoffzentrale des M.-G.-G. im 
Wege des zuständigen Kreiskommandos einen 
Ausweis über die während des vorangegan- 
genen Halbmonats erfolgte Erzeugung und Ab- 
gabe ihrer Produkte vorzulegen. 

Die hiefür erforderlichen Formulare wer- 
den von den Kreiskommanden ausgegeben. 


$7. 
Lagerbuch. 


Die Unternehmungen, welche Rohharz 


| 
| 


F: 


gewinnen, Rohharz verarbeiten, oder die Ho!z- 
destillation betreiben, oder mit Rohharz, Harz- 
produkten und Produkten der Holzdestillation 
Handel treiben, haben ein genaues Lagerbuch 
zu führen, in welches die Produktion bzw. 
die Bezüge und die Abgaben in den im § 3 
genannten Produkten fortlaufend einzutragen 
sind. 


§ 8. 
Transportbescheinigung. 


Die in § 3 genannten Produkte dürfen 
nur mit Transportbescheinigungen der Rohstoff- 
zentrale des M.-G.-G. versendet werden. 

Für Sendungen der Militärverwaltung sind 
derartige Transportbescheinigungen nicht er- 
forderlich. 


89. 
Strafbestimmungen. 


Wer gegen die Bestimmungen dieser Ver- 
ordnung verstößt, zum Verstoß auffordert oder 
anreizt, wird mit Arrest bis zu 6 Monaten oder 
Geldstrafe bis zu 10.000 K allein oder in Ver- 
bindung miteinander bestraft. 

Außerdem werden ihm die Waren ohne 
jede Entschädigung: und ohne Gerichtsverfah- 
ren zu Gunsten der Rohstofizentrale des 
M.-G.-G. weggenommen. 


8 10. 


Diese Verordnung tritt mit dem Tage der 
Verlautbarung in Kraft. 


Kundmachung. 


Auf Grund der Verordnung desM. G. G. 
v. 25./Xl. 1916 J. Nr. 23427 wird allen Bewoh- 
nern des ‚hiesigen Kreises verlautbart, dass 
Öster.-Ung. Nickelmünzen zu 20 h in Privat- 
verkehr nur bis 31/XII 1916 in Zahlung zu 
nehmen sind. 

Alle, die im Besitze solcher Münzen sind, 
haben bei der Kasse des Kreiskommandos in 
Jędrzejów zwecks Austausches dieser Münze auf 


! 
| 
| 
| 


| 


| 


| 
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andere Geldsorten zu erscheinen und zwar in 
eigenem Interesse, um Verluste zu vermeiden. 

Alle Gemeidevorsteher und Schultheiße 
werden aufgefordert diese Verordnung in ge- 
eigneter Weise in den Gemeinden zu verlaut- 
baren. ’ 


E. M 1354416. 


Die Wirtschaftskomissionen haben überall | 
Einfluß zu nehmen, dass fleißig geackert wird | 
und dort wo nötig einzugreifen, 

Die Ackerung muß bis Ende Dezember 
überall beendet sein. | 


Mit 1. Jänner 1917 tritt nachstehende 
Mahlordnung im hiesigen Kreise in Kraft. 

Vom 1. bis ink. 9. jeden Monates dürfen 
sämmitliche Mühlen Getreide vermahlen. 

Eine Familie darf pro Monat nur einen 
` Korez Getreide vermahlen. 
i In jeder Mühle müssen die vom Kreis- 
kommando bereits vorgeschriebenen Mahlbü- 
| cher aufliegen und müssen ordnungsmäß ge- 
_ führt sein 
| Am 10. sind die Bücher und Schlüssel der 
- Mühlen an die Gendarmerieposten abzuführen 
_ und sind am letzten jeden Monates wieder 
abzuholen, 

Die Gendarmerie und Finanzwache 
sich während der Patrouillierungen von 


hat 
der 


8. 


= 9. 


Ackerung. 


Fallswegen Pferdematerial, oder sonst wel- 
che Schwierigkeiten eintreten, ist dies dem 
k. u. k. Kreiskommando (Landw. Abt.) zur 
Anzeige zu bringen. 


Mahlordnung. 


Befolgung dieser Anordnung zu überzeugen und 
ist berechtigt jeder Zeit die Mühlen zu visi- 
tieren. 

Jede Nichtbefolgung dieser Anordnung zieht 
die sofortige Sperrung der Mühle, sowie Geld- 
strafen in der Höhe bis 2000 K event. Arrest- 
strafen bis zu 6 Monaten, nach sich. 

Die Mühlen der bereits bestraften Be- 
sitzer werden nicht mehr eröffnet und wird 
hnen eventuell die Konzession zum V ermahlen 
entzogen. 

Diese Verordnung wird sämmtlichen Müh- 
len ausgegeben und hat in diesen an einem 
geeigneten gut sichtbaren Platze affichiert zu 
sein. 


10. 
Landwirtschaftliche Maschinen un Werkzeuge. 


Da der Bedarf an landw. Maschinen 
und Werkzeugen sehr groß ist und infolge des 
Krieges, die Beschränkung der Produktion der- 
selben eintreten mußte, werden die Landwirte 

-aufgefordert die Anzahl und Qualität der im 
laufenden Wirtschaftsjalrre benötigten Maschi- 


|. nen oder deren Bestandteile dem k. u. k. 


Kreiskommando (Landw. Abt.) ehestens an- 
zugeben, ; 
Muster der Maschine und Firma der er- 


zeugenden Fabrik sind möglichst mitzuteilen. 


11. 


Eröffnung neuer Schulen. 


Es wurden im Bereiche des k. u. k. Mi- 
 litärgeneralgouvernements folgende Schulen 
eröffnet: | 
~ a) öffentliche Realschule in Puławy, | 
b) öffentliches Realgymnasium in Zamość, | 


c) öffentliches Realgymnasium in Pinczów, 

d) öffentliche Lehrerinnenanstalt in Lublin, 

e) öffentliche Lehrerbildungsanstalt in Za- 
mość, À 

f) öffentliche Leherbildungsanstalt in Solec. 


Preiserhöhung auf „Tanin 1':* Zigaretten. 


aut ordnung des k: u. ka MtG: G. | vom 1. November 1916 angefangen von 2'/,h 
2. ‚Oktober 1916 Ne 114603 wird der | auf 3 h erhöht. 
leisspreis für die Zigaretten „ Tanin I Si E. N 1562616. 
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Anerkennung. 


'Renumeration im Betrage von 100 Kronen zu- 
erkannt. 


$ 
| 
i 


! Bueraioraaune ausser Belobung eine 


Derk.uk Kreiskommandant 


EMIL HOFSASS, 


Generalmajor, m. p. 


